
gut, dass sich das aus
diesen Fragen zu erwar-
tende Ergebnis mit den
vorschnellen Vorschlä-
gen des Bürgermeisters
deckt. Bei diesem durch-
schaubaren Manöver
sollte man die Stahns-
dorfer Bürger jedoch
nicht unterschätzen. Oh-
ne Frage – Kultur
braucht in Stahnsdorf ei-
nen festen Ort, und Ver-
anstaltungen einen
Raum. Aber warum soll-
te z. B. an der Annastra-
ße neben der Gemeinde

nur eine Alternative zwi-
schen Grünfläche, Feu-
erwehr und Bürgerhaus
bestehen? Warum senio-
rengerechtes Wohnen
nur im „äußersten Not-
fall“? Weitere Aspekte,
wie z.B. die Eigentums-
verhältnisse der betref-
fenden Grundstücke,
entstehende Kauf- bzw.

Baukosten, Vermark-
tung durch die BIMA,
etc. werden an dieser
Stelle überhaupt nicht
beleuchtet. Sind die
Wünsche erfüllbar, kann
unsere Gemeinde das
wirtschaftlich vertretbar
umsetzen? Dies bleibt
unerwähnt und wäre da-
bei für die Entscheidung
von größter Relevanz. 
Widmen wir uns der
Entwicklung einer Orts-
mitte neben dem Ge-
meindezentrum an der
Annastraße, vielleicht
verbunden mit dem
dringend benötigten

Raum für seniorenge-
rechtes Wohnen. Mal
Hand aufs Herz: Wenn
Sie sich fürs seniorenge-
rechte Wohnen entschei-
den und dafür monat-
lich viel Geld aufwenden
müssten, können Sie
sich vorstellen, am Orts-
rand einzuziehen? Fern-
ab von Ärzten, Apothe-
ken, Einzelhandel und
einer leidlich erreichba-
ren Bushaltestelle? Ein
Blick über den Teller-
rand nach Kleinmach-
now zeigt, wie man sol-
che Entscheidungen zu-
kunftsweisend angehen
kann. Hier eröffnete
kürzlich das SenVital ge-
genüber dem Rathaus-
markt. Die Örtlichkeit
ist hervorragend an den
Öffentlichen Nahver-
kehr angebunden und
verfügt mit dem Rat-
hausmarkt und seinen

zahlreichen Geschäften
wie z.B. dem Bäcker, ei-
nem Café, der Sparkasse,
einem Zeitungsladen, ei-
ner Apotheke, erreichba-
ren Ärzten und vielem
mehr über Aufenthalts-
qualität. Gleiches könn-
te neben dem Gemein-
deszentrum an der An-
nastraße erfolgreich an-
gesiedelt werden. Unser
Ortszentrum muss ja si-
cher nicht die gleichen
Dimensionen wie das
Kleinmachnower haben,
sondern sollte sich an
den Stahnsdorfer Gege-
benheiten ausrichten.

Es wäre schade, sich
selbst die Chance für die
Errichtung einer zu-
kunftsweisenden Orts-
mitte an diesem hervor-
ragenden Standort an
der Annastraße mit der
bloßen Errichtung eines
neuen Gebäudes für die
Feuerwehr zu verbauen
oder das Grundstück als
sonstige Grünfläche sich
selbst zu überlassen.
Ja, Bürgerbeteiligung ist
wichtig und richtig,
wenn sie auch ernst ge-
meint ist. Dann sind
auch die rd. 1.500 Euro
Kosten dafür gut ange-
legt, weil am Ende ein
Ergebnis steht, das unse-
ren Ort voranbringt.

Ihr Ansprechpartner: 
Daniel Janus
Kontakt: 
info@cdu-
stahnsdorf.de
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Die Parlamentari-
sche Staatssekre-
tärin im Bundes-

umweltministerium, Ka-
therina Reiche, stellte
am Dienstag, 9. April
2013, am Gymnasium in
Stahnsdorf die bundes-
weite Initiative „Schulen
zeigen Flagge für die
Energiewende“ vor.
„Wichtig ist, gerade bei
Kindern und Jugendli-
chen für den bewussten
Umgang mit Energie zu
w e r b e n .
So können
wir einen
G r u n d -
stein für
die Zu-
kunft le-
gen“, be-
tonte Rei-
che. 
Das Bun-
d e s u m -
weltminis-
terium hat
dazu diese
Schulakti-
on im Rah-
men der
S t r o m -
sparinitia-
tive ins Leben gerufen.
Die Veranstaltung am
Gymnasium in Stahns-
dorf war die zweite ihrer
Art, denn Bundesum-
weltminister Peter Alt-
maier hatte am 11. März
– dem Jahrestag des Re-
aktorunglücks von Fu-
kushima – die Aktion an
einer Berliner Schule ge-
startet. Ziel der Aktion
ist es, den Schülerinnen
und Schülern Wissen
über Energieeffizienz
und Stromsparen zu ver-
mitteln. Die Stahnsdor-

fer Gymnasiasten hatten
sich bereits im Vorfeld
des Besuchs intensiv mit
Themen nachhaltiger
Energienutzung beschäf-
tigt: Mit der „Mission
Energiesparen“ hatte der
regionale Energieversor-
ger die Schülerinnen
und Schüler der 8. Klasse
in einem Wettbewerb
dazu aufgerufen, mög-
lichst viele „Energiefres-
ser“ zu finden und Vor-
schläge zu entwickeln,

diese zu
beseitigen. 
Den Be-
such der
Parlamen-
tar i schen
Staatsekre-
tärin nutz-
ten die Ju-
g e n d l i -
chen, um
mit ihr den
W e t t b e -
werb und
das schulei-
gene Pro-
jekt einer
„Energ ie -
spar-Cafe-
teria“ zu

erörtern. Katherina Rei-
che freute sich über das
große Engagement der
Jugendlichen. Als Dank
und Anerkennung über-
gab sie dem Schulleiter,
Dr. Ulrich Klatt, und sei-
nen Schützlingen ein
„Energiesparpaket“ in
Form eines großen Schul-
ranzens mit Infomateria-
lien, Spielen und Messge-
räten.

Quelle: Bundesministerium
für Umwelt, Naturschutz
und Reaktorsicherheit

Bundesweite Initiative
„Schulen zeigen Flagge für
die Energiewende“ macht
mit Katherina Reiche 
Station in Stahnsdorf 
Gymnasium Stahnsdorf 
ist zweite Station der Schulaktion
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Von Stanesdorp
nach Stahnsdorf

Von Stanesdorp zu
Stahnsdorf – wer
ein wenig in der

Chronik unseres Ortes
blättert, der erkennt sehr
schnell, welch geruhsa-
mes Dasein unseren Ort
lange Zeit auszeichnete
und mit welcher Dyna-
mik er sich in den letzten
Jahren entwickelte. War
unser Stahnsdorf über
Jahrhunderte ein kleines
Dorf am Rande der alten
Heer- und Handelsstraße
Wittenberg–Saarmund–
Berlin, so ist es heute
selbstbewusster Teil der
Region Kleinmachnow-
Teltow-Stahnsdorf. Unser
Stahnsdorf wurde erst-
mals im Jahr 1264 ur-
kundlich erwähnt. Zu je-
ner Zeit wurde ein Magis-
ter Petrus de Stanesdorp
von Markgraf Otto III. als
Zeuge benannt, um einen
Kauf des Domkapitels zu
Brandenburg zu beur-
kunden. Von jener Zeit
an wurde und wird unser
Ort durch seinen alten
Dorfkern bestimmt. Erst
mit dem Bau des Teltow-
kanals Anfang des 20.
Jahrhunderts, der Eröff-
nung der Friedhöfe sowie
der Eröffnung der S-
Bahnstrecke von Berlin-
Wannsee begann man,
Stahnsdorf als Berliner
Vorort zu erschließen.
Heute schätzen weit über
14.000 Einwohner, d.h.
fast doppelt so viele wie
vor 10 Jahren, Stahnsdorf
als charismatischen und
charmanten Ort von ho-
her Lebensqualität, der
eingebettet in eine natur-
belassene Landschaft, be-
sonders für Familien viel
zu bieten hat. 
Als kleine Reminiszenz
an die fast 750-jährige
Geschichte unseres Or-
tes haben wir unsere Zei-
tung „Der Stanesdorper“
genannt.

Daniel 
Mühlner

Nicht alle Engel können f liegen – 
Sichere Schulwege in Stahnsdorf

Laut der Statistik der
Bundesanstalt für

Straßenwesen (BASt) er-
litten im Zeitraum 2006
bis 2010 43 Kinder in
Stahnsdorf einen Unfall.
Mit 3,93 verunfallten
Kindern pro 1.000 Kin-
dern gehört Stahnsdorf
damit zu den Gemein-
den mit hoher Unfallbe-
lastung. Nur zum Ver-
gleich: In Kleinmachnow
verunglückten im glei-
chen Zeitraum 2,29 Kin-
der pro 1.000 Kinder. Für
uns von der CDU Stahns-
dorf sind diese Daten
Grund genug, um uns
weiterhin konsequent
für eine Verbesserung
des Sicherheitsniveaus
im Straßenverkehr und
den Schulwegen unserer
Kinder einzusetzen. Un-
ser Ziel ist es, insbeson-
dere die Sicherheit der
Schülerinnen und Schü-
ler auf dem Schulweg zu
verbessern. So haben wir
dazu beigetragen, dass
die 30er-Zone in der Lin-
denstraße im Bereich
der Schulbushaltstellen
verlängert wurde. Je-

doch stellen uns die ak-
tuellen Gegebenheiten
an beiden Stahnsdorfer
Grundschulen und auch
dem Stahnsdorfer Gym-
nasium nicht zufrieden.
Der Vorsitzende der
Schulkonferenz an der
Lindenhof-Grundschule
hat unlängst vorgeschla-
gen, an der Einmündung
der Sputendorfer Straße
in den Kreuzungsbereich
Linden-/Kirchstraße eine
Ampel errichten zu las-
sen. Wir begrüßen, dass
der Vorsitzenden der
Schulkonferenz seine
Forderung öffentlich ge-
macht hat, weil er hof-
fentlich allen politi-
schen Kräften vor Augen
führt, dass erheblicher
Handlungsbedarf be-
steht. 
Dazu erklärt Daniel
Mühlner, Vorsitzender
der CDU Stahnsdorf:
„Wir sollten vermeiden,
lediglich Flickschusterei
an einzelnen Gefahren-
punkten zu betreiben.
Stahnsdorf braucht ei-
nen übergreifenden An-
satz, um das Sicherheits-

niveau der Schulwege
insgesamt zu steigern.
Wir setzen dabei auf
passgenaue Maßnahmen
in den Bereichen Ver-
kehrsregelung, Ver-
kehrserziehung, Ver-
kehrsüberwachung und
ggf. Anpassung der bau-
lichen Anlagen, Wege
und Straßen. Nur so
kann es gelingen, die sta-
tistisch hohe Unfallbe-
lastung für unsere Kin-
der nachhaltig zu sen-
ken.“ 
In Gesprächen mit eini-
gen Eltern entstand die
Idee, die Sicherheit der
Stahnsdorfer Schulwege
durch die Schulkinder
selbst prüfen und begut-
achten zu lassen. Vorbild
ist hier das Projekt „Klei-
ne Adler für sichere
Schulwege“ des Netz-
werks Verkehrssicher-
heit Brandenburg. Wir
setzen uns dafür ein,
dass es den Stahnsdorfer
Grundschulen bzw. den
angeschlossenen Kinder-
tagesstätten ermöglicht
wird, ein solches Projekt
durchzuführen.

Haben Sie Ideen und An-
regungen? Was meinen
Sie? 
Mischen Sie sich ein,
sprechen Sie uns an und
sagen Sie Ihre Meinung.

Ihr Kontakt zu uns:
info@cdu-stahnsdorf.de

oder gern persönlich:

Daniel Mühlner
Schulzenstraße 20
14532 Stahnsdorf

Bettina Reinfeld
Primelweg 4
14532 Stahnsdorf

Elke Wißmann-Koch 
Schmetterlingsring 5
14532 Stahnsdorf



Wie soll sich un-
ser Ort weiter-
entwickeln?

Was wollen wir bewah-
ren? An welchen Stellen
brauchen wir Verände-
rung? Wo ist eigentlich
die Mitte unseres Ortes?
Wer darf mitreden und
mitbestimmen? Diesen
wegweisenden und span-
nenden Fragen ging im
vergangen Jahr die AG
Ortsmitte nach. Auf Be-
schluss der Gemeinde-
vertretung sollte ein
Leitbild für die Ortsent-
wicklung erarbeitet wer-
den, um Perspektiven
für eine attraktive,
freundliche und lebens-
werte Gemeinde zu
schaffen. In Ersatzvor-
nahme für unseren Bür-
germeister Bernd Albers,
der bislang eine städte-

bauliche Vision für
Stahnsdorf schuldig
blieb, begaben sich enga-
gierte und interessierte
Stahnsdorferinnen und
Stahnsdorfer auf die Su-
che nach der Identität
ihres Ortes und dessen
künftige Entwicklung. 
Viele Stunden diskutier-
ten und rangen sie um
Ergebnisse zu den The-
menbereichen Dorfmit-
te, Feuerwehrstandort,
Bürgerhaus und Anna-
straße. Inzwischen ha-
ben alle gebildeten Ar-
beitsgruppen ihre jewei-
ligen Abschlussberichte
vorgelegt. Ein erstes Fa-
zit sei an diese Stelle er-
laubt: Das große Engage-
ment und die vielen
Stunden Freizeit haben
sich gelohnt, denn die
einzelnen Arbeitsgrup-

pen haben gute, nach-
vollziehbare Ergebnisse
erzielt. Im Einzelnen
können sie auf der Seite
der Stahnsdorfer Verwal-
tung im Internet nachge-
lesen werden. Doch lei-
der widersprechen sich
diese Ergebnisse in vie-
lerlei Hinsicht, weil es
keine Steuerung und kei-
nen Abgleich der Rich-
tungen gab. Viel zu oft
wurde parallel gearbei-
tet. So kommt es, dass
die Feuerwehr einen
Neubau benötigt, doch
ohne Entwicklung der
Flächen an der Annastra-
ße die Gelder dafür feh-
len dürften. Gleichwohl
soll das Bürgerhaus am
alten Standort der Feuer-
wehr eine Heimstatt fin-
den. Auch der Umbau
dürfte teuer werden,

und ob die angedachten
199 Plätze ausreichen,
darf zumindest bezwei-
felt werden. Zugleich
soll der Dorfplatz unver-
ändert bleiben.
Doch statt diese Wider-
sprüche aufzulösen, in-
szeniert sich Bürger-
meister Albers als pro-
gressiver Geist. Mit dem
Versand eines Fragebo-
gens nebst Konterfei an
die Stahnsdorfer Haus-
halte erliegt er letztlich
der Versuchung, die ge-
leistete Arbeit und er-
zielten Ergebnisse als ei-
genes Wirken vereinnah-
men zu wollen. Eine
breite Diskussion in der
Öffentlichkeit soll und
muss erfolgen. Doch bit-
te über ein schlüssiges
Konzept. Bernd Albers
wäre gut beraten gewe-

sen, die Ergebnisse zu-
sammen zu führen und
notwendige Kompromis-
se auszuloten. Das be-
deutete, Führung sowie
Verantwortung zu über-
nehmen. Denn das ist
sein politisches Mandat.
Im Übrigen dürfte ein
solches Vorgehen dem
Beschluss der Gemeinde-
vertretung eher entspre-
chen, die Bürgerinnen
und Bürger einzubinden
und zu beteiligen. 
Die durchgeführte Haus-
haltsbefragung wird
dem erweckten An-
spruch einer Bürgerbe-
teiligung jedenfalls nicht
gerecht. Die Verwaltung
erklärte auf Anfrage la-
pidar: „... die Umfrage
macht auch Exil-Stahns-
dorfern, Urlaubern etc.,
aber auch weiteren
Haushaltsangehörigen
die Beteiligung möglich.
Gleichzeitig wird auch
die Diskussion innerhalb
der Haushalte/Familien
angeregt. ...“. Weiterhin
heißt es dort, dass die
Repräsentativität der
Umfrage nicht im Mittel-
punkt stand. 
Über solche kleinen aber
feinen Details der feh-
lenden Repräsentativität
setzt man sich in ge-
wohnter Weise hinweg.
Demokratische Mei-
nungsbildung wird hier
durch eine suggestive
Befragung ersetzt. 
Für alternative Überle-
gungen ggf. sogar jen-
seits der Ergebnisse der
AG Ortsmitte bleibt kein
Raum. Da trifft es sich

Der Stanesdorper
Stahnsdorf • Güterfelde • Sputendorf • Schenkenhorst

Ortsentwicklung und Bürgerbefragung
Demokratische Meinungsbildung oder Placebo?
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„Der Stanes-
d o r p e r “ :
W e s h a l b

glauben Sie, dass die
Bürger der Gemeinde
den Ausbau der Sied-
lungsstraßen wollen?
Martensen: Zunächst
brachten die Stahnsdor-
fer bereits bei einer Um-
frage im Jahr 2000 zum
Thema „Wohlfühlen in
Stahnsdorf“ sehr klar
zum Ausdruck, was sie
von der Politik für eine
lebenswerte Zukunft in
der Gemeinde erwarten.
Hauptkritikpunkt war
der schlechte Straßenzu-
stand. Die Anwohner for-
derten schnellstmögli-
che Abhilfe. Erst auf
Platz zwei folgte die so-
ziale Infrastruktur – also
Schule, Kita, Hort, Sport-
hallen. Aufgrund des
enormen Zuzuges junger
Familien – Stahnsdorf
hat sich bei der Einwoh-
nerzahl seit der Wende
quasi verdoppelt – ent-
schied damals die Ge-
meindevertretung, zu-
nächst die soziale Infra-
struktur zu optimieren.
Der Straßenausbau wur-
de zurückgestellt. Und
da steht er noch heute,
weil vielen Gemeindever-
tretern der Mut fehlt,
sich klar zum Straßen-
bau zu bekennen. 
Aktuell sind es die vielen
Hinweise und Anfragen,
die uns als Fraktion er-
reichen. Immer mehr
Anwohner beklagen den
desolaten Zustand der
Buckelpisten vor ihrem
zu Hause. Sie fordern
schnellstmögliche Abhil-
fe.
„Der Stanesdorper“:
Wie viele mangelhafte
Straßen gibt es in
Stahnsdorf?
Martensen: In Stahns-
dorf und den Ortsteilen

gibt es nach Auskunft
der Verwaltung ca. 70
Straßen mit ungebunde-
ner Befestigung, also
Sandstraßen wie im Mit-
telalter, wo die Men-
schen noch mit Ochsen-
karren durch die Gegend
fuhren. Zusätzlich gibt
es noch ca. 40 Straßen
mit sonstigen Befesti-
gungen wie Betonplatten
oder Altpflaster, die
ebenfalls dringend einer
Erneuerung bedürfen.
Dies ist für die Gemeinde
eine Herkulesaufgabe,
die nicht von heute auf
morgen erledigt werden
kann. Aber sie muss jetzt
in Angriff genommen
werden. Darauf haben
die Bürger ein Recht. 
„Der Stanesdorper“:
Wer ist für den Straßen-
ausbau zuständig?
Martensen: Ganz klar:
Der Ausbau der Straßen
ist eine Pflichtaufgabe
der Gemeinden. In der
B u n d e s r e p u b l i k
Deutschland sind die Ge-
meinden einschließlich
der kreisfreien und
kreisangehörigen Städte
für über 63 Prozent der
Straßen verantwortlich.
Wenn man durch die
Lande fährt, erkennt
man schnell, dass fast al-
le Gemeinden sich dieser
Pflichtaufgabe gestellt
haben. Nur in Stahns-
dorf tut sich nichts. Es
bleibt festzuhalten, dass
es in Deutschland kaum
eine vergleichbare Ge-
meinde mit so vielen
schlechten Straßen gibt
wie in Stahnsdorf. 
Schauen Sie sich bei-
spielsweise die Gemein-
de Brieselang an. Auch
hier gab es erheblichen
Nachholbedarf. Der dor-
tige Bürgermeister und
seine Gemeindevertre-
tung haben sich aber

nicht wie bei uns gegen-
seitig blockiert, sondern
sich der Aufgabe gestellt
und an einem Strang ge-
zogen. Zum Wohl der
Gemeinde.
„Der Stanesdorper“:
Und wer trägt die Kos-
ten?
Martensen: Die Kosten
tragen Gemeinde und
Anlieger bzw. Grund-
stückseigentümer ge-
meinsam. Wenn auch zu
unterschiedlichen Antei-
len. Darüber hinaus gilt
es, hier auch zu unter-
scheiden zwischen Er-
schließung – also der

erstmaligen Herstellung
einer Straße – und Aus-
bau, durch den eine be-
reits vorhandene Straße
lediglich erneuert oder
nachgebessert werden
soll. Die Kostenansätze
differieren erheblich.
„Der Stanesdorper“:
Wie verteilen sich die
Kosten?
Martensen: Bei Erschlie-
ßungsmaßnahmen ha-
ben die Eigentümer laut
Baugesetzbuch maximal
90 Prozent der Baukos-
ten zu tragen, die Ge-

meinde mindestens
zehn Prozent. Allerdings
kann die Gemeinde ih-
ren Anteil per Satzung
auch erhöhen. 
Für die Beiträge zu Er-
neuerung oder Nachbes-
serung bereits vorhande-
ner Straßen gilt die ver-
abschiedete Ausbaubei-
tragssatzung unserer
Gemeinde. Hier fallen
für die Eigentümer deut-
lich niedrigere Kosten
an, die zudem nach der
verkehrstechnischen Be-
deutung der Straße ge-
staffelt sind.
„Der Stanesdorper“:

Könnte die
Gemeinde
nicht da-
rauf ver-
z i c h t e n ,
Beiträge zu
erheben?
M a r t e n -
sen: Klares
Nein. Sie
ist sowohl
nach dem
Baugesetz-
buch als
auch nach
dem Kom-
muna lab -
g a b e n g e -
setz des
L a n d e s
B r a n d e n -
burg dazu

verpflichtet. 
„Der Stanesdorper“:
Was können Anwohner
tun, wenn die Gemeinde
nicht tätig werden will?
Martensen: Bei der erst-
maligen Herstellung ei-
ner Straße ist der an-
wohnerfinanzierte Stra-
ßenbau grundsätzlich
möglich. Sei es, weil die
Gemeinde das Geld für
ihren Anteil nicht auf-
bringen kann, sei es,
weil Anlieger ihre Straße
schneller ausgebaut ha-
ben wollen, als dies in

der Prioritätenliste vor-
gesehen ist. Dafür gibt
es in Brandenburg mitt-
lerweile auch schon er-
folgreiche Beispiele wie
etwa Brieselang, Nu-
thetal, Kremmen oder
Treuenbrietzen.
Erforderlich ist dazu,
dass sich eine Mehrheit
der Anlieger einer Stra-
ße oder eines Wohnge-
biets dafür einsetzt und
bereit erklärt, den Kos-
tenanteil der Gemeinde
mit zu übernehmen. Sol-
che Maßnahmen sollten
eng mit der Gemeinde
abgestimmt und die
Ausbaustandards einge-
halten werden, da die
Gemeinde die Straßen
später übernehmen und
für die Instandhaltung
sorgen muss.
„Der Stanesdorper“:
Gibt es in Stahnsdorf ei-
ne Prioritätenliste Stra-
ßenausbau?
Martensen: Ein sehr
heikler Punkt. Der Ent-
wurf einer Prioritätenlis-
te liegt seit Jahren vor.
Eine klare politische
Willensbekundung für
die Ausbaumaßnahmen
steht jedoch noch im-
mer aus.
So kann es aber nicht
weitergehen. Das Pro-
blem lässt sich nicht
aussitzen. Die gewählten
Gemeindevertreter müs-
sen endlich den Mut auf-
bringen, den Startschuss
zu geben. Der Stillstand
muss dringend beendet
werden. Denn Stillstand
ist Rückschritt. Das hat
unser Stahnsdorf nicht
verdient.
„Der Stanesdorper“:
Danke für das Gespräch.

Ihr Ansprech-
partner:
Claus-Peter
Martensen

Weiter Stillstand beim Straßenbau
Die Stahnsdorfer CDU kämpft seit geraumer Zeit für die Weiterentwicklung
der Verkehrsinfrastruktur unseres Ortes. Sei es bei der S-Bahn-Verlängerung
von Teltow nach Stahnsdorf, der Straßenanbindung des Gewerbegebiets
oder beim dringend notwendigen Ausbau der Siedlungsstraßen – zu oft
scheuen die anderen Parteien und Wählergruppen in der Gemeindevertre-

tung den konsequenten Schritt in die richtige Richtung. Wir sprachen darü-
ber mit Claus-Peter Martensen, dem Vorsitzenden der CDU-Fraktion in der
Gemeindevertretung und des Bau-, Verkehrs- und Umweltausschusses (BVU)
der Gemeinde Stahnsdorf. Er beklagt die Verweigerungshaltung der Mehr-
heit der Gemeindevertreter beim „Ausbau der Siedlungsstraßen“.
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Rien ne va plus – 
der BER frisst Zukunft!

Nichts geht mehr; das
gilt vor allem bei In-

vestitionen in die Zu-
kunft des Landes Bran-
denburg. Die ausufern-
den Kosten der Dauer-
baustelle BER, die
verlustreichen Spekula -
tionsgeschäfte des bran-
denburgischen Finanzmi-
nisters – sie leeren die
Landeskassen und sorgen
landauf, landab für Still-
stand, wenn es um wich-
tige Investitionen in die
Zukunft unseres Landes
geht. Kein Wunder also,
dass Verkehrsminister
Jörg Vogelsänger (SPD) ei-
nem Weiterbau der S-
Bahn-Linie von Teltow
nach Stahnsdorf eine Ab-
sage erteilt. Nach Aussa-
ge seines Ministeriums
müsse zunächst der Be-
trieb der Regionalbahn-
strecken gesichert wer-
den, statt den Speckgür-
tel um Berlin besser an-
zubinden. Er hat wohl
keine Wahl, wenn die
Staatsgelder andernorts
pulverisiert werden. Der
Gedanke, die Kommunen
können selbst den Aus-
bau der S-Bahn-Strecke
von Teltow in das Stahns-
dorfer Gewerbegebiet
tragen, verkennt die fi-
nanzverfassungsrechtli-
chen Verantwortlichkei-
ten und übersteigt die fi-
nanziellen Möglichkeiten
der Kommunen.
Dazu erklärt Daniel
Mühlner, Vorsitzender
der CDU Stahnsdorf: „Ob
bei der Finanzierung von
ausreichend Lehrkräften
an den Schulen, bei den

Kosten für die Schülerbe-
förderung oder dem Um-
bau der Polizei – überall
entschwindet das Land
aus seinen Verantwort-
lichkeiten. 
Für die damit verbunde-
nen Probleme muss die
kommunale Ebene dann
Lösungen finden. Die
Landesregierung sollte
ihre Position überden-
ken. Volle Züge, die sich
rechnen, sind allemal
besser als ein löchriges
Netz ohne Fahrgäste.“
Für eine Verlängerung
der S25 von Teltow in
das Stahnsdorfer Gewer-
begebiet gibt es gleich
mehrere gute Gründe:
Für Pendler wäre es viel
attraktiver, vom Auto
auf den ÖPNV umzustei-
gen, weil die Parkmög-
lichkeiten im Umfeld
der S-Bahnhöfe Wann-
see, Teltow oder Zehlen-
dorf beschränkt sind.
Näher an Berlin herange-
rückt, würde das Stahns-
dorfer Gewerbegebiet
mit einem echten Stand-
ortargument im Ver-
gleich mit anderen
punkten können, insbe-
sondere wenn zugleich
die Straßenbauprojekte
Biomalzstange und L77n
vollendet werden.
Die Beschäftigten der
der Unternehmen im Ge-
werbegebiet könnten ih-
re Arbeitsstätte besser
erreichen.

Ihr Ansprech-
partner:
Daniel 
Mühlner

Teltow, Stahnsdorf
und Kleinmachnow

(TKS) haben sich in den
letzten Jahrzehnten zu
lebenswerten Gemein-
den entwickelt. Viele Fa-
milien, aber auch Fir-
men, haben sich auf-
grund der guten wirt-
s c h a f t l i c h e n
Bedingungen in TKS nie-
dergelassen. Doch durch
den hohen Wohlstand
werden unsere Ortschaf-
ten zunehmend Ziele
von Einbruchsdelikten.
Die von der Landesregie-
rung begonnene Polizei-
strukturreform bedeutet
vor allem eins: Den
haushaltsbegründeten
Abbau von Personal. Das
ist auch in TKS spürbar.
Vor der Reform waren
landesweit nachts 80
Streifenwagen unter-
wegs, am Tage 160-180.
Heute sind lediglich 30
Streifenwagen in der
Nacht und am Tage 150
im Einsatz. Die Polizei-
präsenz zu erhalten, die-
ses Ziel erfüllt die Re-
form nicht. Die Unterbe-
setzung der örtlichen
Polizei ist auch nach An-
sicht der Jungen Union
PM eine Hauptursache
der geringen Aufklä-
rungsquote von nur
13%. Durch die perso-
nelle Lage der Polizei ist
diese bereits jetzt in ih-
rem Handlungsspiel-
raum eingeschränkt. 
„In der Region Teltow,
Stahnsdorf, Kleinmach-
now und Nuthetal mit
rund 66.000 Einwoh-
nern sind nur 54 Polizis-
ten im Einsatz – inklusi-
ve Kriminalpolizei. Es
darf nicht sein, dass sich
die Bürger am Ende mit
privatem Wachschutz
und hohen Zäunen
selbst helfen müssen. Si-
cherheit darf nicht zur
sozialen Frage werden“,
so Philipp Schwab, Kreis-
vorsitzender der Jungen
Union Potsdam-Mittel-
mark. 
Daniel Mühlner, Vorsit-

zender der CDU Stahns-
dorf ergänzt: „Die Re-
form gilt erst seit andert-
halb Jahren. Wir stehen
also noch ganz am An-
fang des Abbaus von
rund 20 Prozent der Poli-
zeistellen bis 2020.
Sollten wir die Struktur-
reform ungebremst fort-
setzen, werden wir trotz
modernster Technik
schon bald die Grenzen
der polizeitaktischen
Möglichkeiten errei-
chen. Die Landesregie-
rung hat sich im Di-
ckicht des Personalab-
baus aus Kostengründen
verrannt. Es wird Zeit,
dass wir uns wieder an
den funktionalen und
organisatorischen Not-

wendigkeiten orientie-
ren.“
Im Ergebnis der Reform
kommen statistisch
nicht mehr 3,2 Polizeibe-
amte auf 1.000 Branden-
burger, sondern ledig-
lich 2,58. Dieser Wert
von 2,58 läge weit unter
dem Bundesdurch-
schnitt von 3,0. 
Aufgrund der sinkenden
Zahl der registrierten
Straftaten in Branden-
burg wurde die Polizei-
reform für möglich ge-
halten. Jedoch sinkt die
Aufklärungsquote von
Straftaten deutlich, wel-
che der rot-roten Landes-
regierung den Anlass ge-
ben sollte, den Personal-
bestand nicht zu verrin-
gern. Die Anzahl der
Einbrüche steigt dage-
gen kontinuierlich. Die

Häufigkeit an Ein-
bruchsdelikten (2011) ist
im Vergleich zum Vor-
jahr in Potsdam-Mittel-
mark um erschreckende
63,5 % gestiegen. Die
Aufklärungsquote ist
dabei um drei Prozent-
punkte gesunken, von
25,8 auf 22,8 %. Auch
die Anzahl der Tages-
wohnungseinbrüche ist
gestiegen. In Potsdam-
Mittelmark wurde im
Jahre 2011 dreimal so
viel eingebrochen wie
im Vorjahr (+ 167,3 %;
von 562 auf 1.502). Da-
bei ist die Aufklärungs-
quote von 32,0 auf 21,4
% gesunken. Nach den
drei Stadtstaaten Berlin,
Bremen und Hamburg

werden in Brandenburg
die meisten Straftaten je
100.000 Einwohner ver-
übt. Brandenburg ist das
Flächenland mit den
meisten Straftaten (Er-
hebung aus 2010 und
z.T. 2011). 
Aufgrund dieser Fakten
und Statistiken, die z.T.
vom Ministerium des In-
nern des Landes Bran-
denburg selbst erhoben
wurden, ist eine Evaluie-
rung der Polizeistruktur-
reform dringend gebo-
ten.

Ihre Ansprechpartner:
Daniel Mühlner und 
Alexander Schweda

E-Mail:
info@cdu-
stahnsdorf.de

Sicherheit in TKS



Wussten Sie,
dass in
S t a h n s d o r f

die Kita-Satzung streitbe-
fangen ist? Dass die sozi-
alverträgliche Staffelung
der Elternbeiträge für
die Kinderbetreuung in
Stahnsdorf in Frage
steht? Dass die CDU da-
für eintritt, die maßgeb-
liche Kita-Satzung zu
überarbeiten und u.a.
die Benachteiligung der
Alleinerziehenden zu be-
seitigen?
Auf Grundlage der Kita-
Satzung erhebt die Ge-
meinde sogenannte El-
ternbeiträge gemäß § 17
Kindertagesstättengesetz
(KitaG). So finanzieren
die Eltern einen Teil der
Kosten, die für die Be-
treuung ihrer Kinder in
den Kindertagesstätten
anfallen. Für die Höhe
des Elternbeitrags ist das
jeweilige letzte Jahresein-
kommen beider Eltern
maßgeblich. Die Stahns-
dorfer Satzung hätte je-
doch schon längst über-
arbeitet werden müssen.
Der Landkreis Potsdam-
Mittelmark hatte im No-
vember 2010 veränderte
Kriterien für die gesetz-
lich vorgeschriebene so-
ziale Staffelung der El-
ternbeiträge beschlossen.
Diesen neuen Kriterien
kann die Stahnsdorfer
Satzung aus dem Jahr
2007 nicht genügen.
Würde man den Krite-
rien des Landkreises fol-
gen, würde das aus unse-
rer Sicht bedeuten, dass
insbesondere Eltern mit
geringeren Einkommen
entlastet würden. Zu-
gleich könnte die anste-
hende Überarbeitung ge-
nutzt werden, um die
durch die bisherige Kita-
Satzung ausgelöste Un-
gleichbehandlung zwi-
schen einzelnen Berufs-
gruppen wie Angestell-
ten, Beamten oder
Unternehmern zu behe-

ben. Doch der amtieren-
de BM unterlässt es be-
reits seit mehr als einem
Jahr, die Stahnsdorfer 
Kita-Satzung auf den
neuesten Stand zu brin-
gen. Damit zeigt Bürger-
meister Albers einem
Gutteil seiner Wähler die
kalte Schulter.
Zudem beschert Stahns-
dorfer Alleinerziehen-
den eine geänderte Ver-
waltungspraxis der Ge-
meinde Stahnsdorf seit
geraumer Zeit einiges
Ungemach. Auslöser ist
die veränderte Interpre-
tation der Vorgaben der
geltenden Kita-Satzung. 

Die erfolgte Umstellung
der Verwaltungspraxis
trifft vor allem die Al-
leinerziehenden und be-
deutet für uns eine un-
billige Härte für die Be-
troffenen. Denn in
Stahnsdorf werden bei
der Berechnung der El-
ternbeiträge auch die
Einkommen der ge-
trennt lebenden Eltern
in voller Höhe berück-
sichtigt. Das heißt, auch
in dem Fall eines allein-
erziehenden Elternteils

wird das Einkommen
des Ex-Partners in voller
Höhe herangezogen. In
Stahnsdorf bleibt es also
unerheblich, ob der in-
zwischen getrennt le-
bende Ex-Partner tat-
sächlich mit seinem gan-
zen Einkommen für die
verlassene Familie sorgt
bzw. sorgen kann. 
Stellen Sie sich vor, der
Ex-Partner ist inzwi-
schen in Stuttgart wohn-
haft und er lebt dort in
einer neuen Familie mit
weiteren Kindern. Nach
der Stahnsdorfer Praxis
würde sein Jahresein-
kommen trotzdem in

voller Höhe bei der Be-
rechnung des Elternbei-
trags herangezogen. As-
pekte wie eine neue Fa-
milie und weitere Kinder
– all dies bleibt in
Stahnsdorf ohne Belang.
Das hat mitunter verhee-
rende Auswirkungen. In
einer Sitzung der Ge-
meindevertretung im
vergangenen Jahr be-
richtete eine alleinerzie-
hende Mutter, dass
durch die Berücksichti-
gung des gesamten Ein-

kommens des getrennt
lebenden Vaters der El-
ternbeitrag so hoch sei,
dass sie den errechneten
Beitrag nicht zahlen
könne. Ihrem Kind blie-
be daher der Besuch ei-
ner Einrichtung ver-
wehrt. Und das ist leider
kein Einzelfall. Nach
Aussage der Verwaltung
sind rd. 10 Prozent aller
Beitragsfälle von dieser
Verwaltungspraxis be-
troffen. Die Stahnsdorfer
Verwaltung hält gleich-
wohl an ihrer Praxis fest. 
Dabei widerspricht die-
ses Vorgehen den Emp-
fehlungen des Landes

zur Kalkulation und Be-
rechnung der Elternbei-
träge gemäß § 17 KitaG.
Das Einkommen des ge-
trennt lebenden Eltern-
teils soll demnach nur
bedingt in die Berech-
nung einfließen. Nur
der Teil, der vom Ex-
Partner an den alleiner-
ziehenden Elternteil tat-
sächlich geleistet wird,
soll in die Berechnung
einfließen und nicht
mehr. Ein vollständiger
Verzicht auf die Heran-

ziehung des getrennt le-
benden Elternteils ist da-
mit gleichwohl nicht
verbunden. Das Vorge-
hen der Stahnsdorfer
Verwaltung steht damit
im Gegensatz zu vielen
anderen Gemeinden in
Brandenburg. Dass es
auch anders geht, zeigt
bereits ein Blick über die
Ortsgrenze, z. B. nach
Kleinmachnow. 
Die Brisanz und Tragwei-
te unserer berechtigten
Kritik hat man jedoch
nicht überall verstan-
den. Zum Wohle der
Bürgerinnen und Bür-
gern wollen wir den be-
stehenden politischen
Gestaltungsspielraum
nutzen. Wir werden des-
halb erneut in der Ge-
meindevertretung bean-
tragen, die Verwaltungs-
praxis zugunsten der Al-
leinerziehenden sofort
zu verändern und die
Novellierung der Kita-
Satzung anzustoßen.
Mithin können wir unse-
ren Ruf als familien-
freundliche Gemeinde
und die Attraktivität der
Stahnsdorfer Einrichtun-
gen erhalten. Am Geld
sollte unser Vorhaben
nicht scheitern, denn in
Zukunft dürfte die Fi-
nanzierung der Kitas zu
Gunsten der Kommunen
neu geregelt werden.
Hintergrund ist, dass das
Landesverfassungsge-
richt die von der rot-ro-
ten Regierungskoalition
2010 durchgesetzte Kos-
tenregelung im KitaG als
verfassungswidrig kipp-
te und die Regelung der
Personalkostenzuschüs-
se des Landes an die
Kommunen für nichtig
erklärte.

Ihre Ansprechpartnerin: 
Elke Wiß-
mann-Koch
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